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Sociale Frage und Verwaltungspolitik. 


Es ſind etwa zehn Jahre her, daß durch die ſogenannte Ar⸗ 
beiterbewegung in unſer Wirthſchaftsleben die Frage hereingeworfen 
wurde, ob es denn möglich fein werde, bei dem nun zum Durchbruche 
gekommenen Wirthſchaftsſyſteme der freien Concurrenz und bei dem 
ſichtlichen Ringen der politiſch zur Herrſchaft gekommenen Bourgeoiſie, 
dieſes Syſtem zur immer weiter gehenden Geltung zu bringen, ob 
es denn möglich ſein werde, bei dieſem Syſteme die überkommenen 
ſocialen Verhältniſſe der Geſellſchaft überhaupt und ganz ſpeciell die 
der Arbeiterclaſſe in der alten Ordnung zu erhalten oder zu be⸗ 
laſſen. Die Aenderung in dem Charakter der wirthſchaftlichen Unter⸗ 
nehmung durch die Beflügelung des Capitales und durch das Walten 
des Capitales, des Capitales an ſich ohne dem Wirthſchaftsmann der alten 
Ordnung, war es wohl ſelbſt, die mit der Zerbröcklung der ſittlichen 
Bande der früheren Wirthſchaftsordnung den erſten Anſtoß zur Be⸗ 
wegung gab. Die entfeſſelte, wachſende Macht des Capitales in der 
Unternehmung gab dem Arbeiter, dem Arbeitenden ohne Capital Anlaß 
über ſeine Stellung zur neuen Wirthſchaftsordnung nachzudenken. Es 
iſt daher auch der Grundgedanke der aufgetauchten Arbeiterbewegung 
der, den Werth und die Bedeutung der Arbeit bei der Unternehmung 
ſelbſtſtändig ins Auge zu faſſen und die Arbeit als gleichgewichtige 
Macht im Wirthſchaftsleben dem Capitale gegenüber zur Geltung zu 
bringen. Der Ausblick auf eine von ſolchem Gedanken getragene Be⸗ 
wegung einer ſehr zahlreichen Claſſe der Bevölkerung mußte klar 
machen, daß eine „ſociale Frage“ gähre, daß ein gewaltiger Umwand⸗ 
lungs⸗ und Zerſetzungsproceß in die überkommene Wirthſchaftsordnung 
eingedrungen, es mußte dies klar ſein, ganz abgeſehen von der Er⸗ 
ſcheinung, durch welche den Staatsmännern die ſociale Frage in Ge⸗ 
ſtalt der ſocial⸗demokratiſchen Frage, alſo im polizeilich greifbaren 
Gewande vorgeführt wurde. 5 

Das nähere Eingehen auf die Bewegung hat wenigſtens in 
ſtaatsmänniſchen und wiſſenſchaftlichen Kreiſen zur vorläufigen Erkennt⸗ 
niß geführt, daß ein einſeitiges Eingreifen zur Löſung des ſocialen 
Conflictes, ſei es vom polizeilichen Standpunkte aus, ſei es vom 
Punkte der Lohnfrage im engeren Sinne aus, nicht zu wirkſamen Er⸗ 


— 


folgen führen kann. In Folge deſſen iſt man allerdings mit dem 
Problem der Arbeiterfrage ſtecken geblieben. Aber man iſt damit zu⸗ 
gleich doch zur weiteren höchſt bedeutſamen Erkenntn iß gelangt, daß 
der ſociale Confliet einen viel größeren Umfang ha be, als die De⸗ 
monſtration der Arbeiterbewegung aufweiſe und daß er noch von viel 
tiefer liegenden Gründen beherrſcht werde als die find, welche jener 
nur partiellen Erſcheinung unterlegt wurden. 

Man iſt zwar mit dem Bewußtwerden der focialen Frage in 
ihrer allgemeinen Bedeutung auch noch präktiſch nicht weiter gekom⸗ 
men. Der weiter geſtellte Geſichtskreis läßt vielmehr Spielraum zu 
allerlei „intereſſanten“ Löſungen und Löſungsprojecten. Aber man 
hat doch wieder das Zuſammenfaſſen de der Geſellſchaft gefunden — 
den Staat, der ſo unbarmherzig zerbröckelt und hinaus gedrängt 
worden war beim Aufbau des ſocialen Gebäudes, in deſſen Innern 
nun die heutize ſociale Frage gefährlich gährt. Von dieſem Stand⸗ 
punkte aus, vom Standpunkte der Richtung, die man nun wieder der 
Verwaltungspolitit des Staats geben will, iſt es intereſſant und lehr⸗ 
reich auch für unſere öſterreichiſchen Zuſtände, die neueſte Auffaſſung 
über die Löſung der ſogenannten ſocialen Frage ins Auge zu faſſen. 
Wir nehmen deßhalb von einigen Gedanken Act, die Georg Hirth 
in feinen „Annalen des deutſchen Reichs“ *) zur Löſung der focialen 
Frage vorbringt. ö g 

Wenn man die politiſchen Schlagwörter, ſagt Hirth, an denen 
unſere Zeit ſo reich iſt, nach der mit ihnen verbundenen Erregung 
der Gemüther einerſeits und nach der Unklarheit des Begriffes ande⸗ 
rerſeits ordnet, ſo nimmt in beiden Ruͤckſichten der Ausdruck „ſociale 
Frage“ unbedingt den erſten Rang ein. Das Mindeſte, was man von 
jedem Sprecher über die Löſung dieſer Frage verlangen kann, iſt da⸗ 
her eine Auseinanderſetzung deſſen, was er mit dem Schlagworte 
ſelbſt bezeichnen, wie er die Grenze der damit zuſammenzufaſſenden 
Erſcheinungen ziehen will. Die Klarſtellung des Begriffes im Großen 
und Ganzen iſt aber um ſo nothwendiger, als man neuerdings — 
mit welchem Erfolg, wird die Zukunft lehren — verſucht hat, einzelne 
Theile und Bruchſtücke der Frage herauszugreifen und felbftändig zu 
löſen, ohne ſich vorher klar und deutlich über die Natur und den Bau 
des Ganzen, über die Beziehungen der Theile unter ſich auszuſprechen; 
ein Verfahren, das mit der Heilmethode eines Arztes zu vergleichen 
iſt, der Magen, Kopf, Herz, Arme und Beine ein jedes für ſich, ohne 
Rückſicht auf die Geſammtceonſtitution ſeiner Patienten curiren wollte. 
Gewiß, der „örtlichen“ Behandlung können wir auch in politiſchen 
und wirthſchaftlichen Dingen nicht entrathen; aber wichtiger und höher 
doch iſt die Aufgabe, der eigentlichen Quelle der Uebel nachzuforſchen, 
die wir bei ſorgfältiger Beobachtung hier eben ſo oft in der Störung 
elementarer Lebensbedingungen finden werden, wie der rationelle Arzt 
der mannichfachſten Krankheiten erſte Urſache in falſcher Ernährung, 
in Mangel an Licht, Luft und Bewegung erkennt. 


*) „Ueber Culturpolizet und Rechtsgleichheit. Zur Löſung der ſocialen 
Frage.“ Jahrg. 1873, Heft 6. 


Unſere Geſellſchaft, darüber herrſcht kein Zweifel, iſt krank. 
Zahlreiche Volksſchichten, ganze Berufsclaſſen ſind mit ihrer Lage ſehr 
unzufrieden. Die Einen fügen ſich willig in ihr Loos, die Anderen 
ſtrengen ſich an, das ungünſtige Schickſal abzuſchütteln, theils durch 
vereinten Gegendruck auf ihre (wirklichen oder vermeintlichen) Unter⸗ 
drücker, ſowie durch Verſuche, den Staat ſelbſt für die Aufbeſſerung 
ihrer Exiſtenz in Anſpruch zu nehmen, theils durch energiſche Anſtren⸗ 
gungen und aufreibenden Fleiß, um thre Lage auf dem Wege wirkh⸗ 
ſchaftlicher Selbsthilfe zu erleichtern. Alle dieſe Beſtrebungen verdienen 
unſere Theilnahme. Aber die Theilnahme an den obwaltenden Miß⸗ 
ſtänden wird zur Pflicht, auf ihre radicale Beſeitigung zu ſinnen, 
wenn wir uns Weſen und Aufgabe des modernen Staates vergegen- 
wärtigen. Wir verſtoßen ebenſo gegen die Grundſätze der Freiheit und 
der Gleichheit vor dem Geſetze, der Gleichheit in Erfüllung der har⸗ 
ten Pflichten, die der Staat auferlegt, wie es unchriſtlich und unmo⸗ 
raliſch iſt, wenn wir, die Hände im Schooß, die traurige Lage jo 
vieler, Mitbürger mit anſehen — ganz abgeſehen davon, daß die ge- 
genwärtigen Zuſtände auch wirkliche Gefahren für den Staat wie für 
die Privatwirthſchaft der Einzelnen, für die geſammte Cultur in ſich 
bergen. 

Nach den neueren Verſuchen, der ſocialen Frage mehr äußerlich 
und bruchſtückweiſe, als innerlich und radical beizukommen, iſt man 
gern geneigt, die namentlich unter der Arbeiter- und Fabrikbevölkerung 
herrſchenden Mißſtände begrifflich zu trennen. Man ſpricht von einer 
Lohnfrage, einer Wohnungsfrage, von Feſtſetzung der Arbeitszeit, Be⸗ 
ſtimmungen über die Kinder und Frauenarbeit, Arbeitsämtern u. ſ. w. 
Alle dieſe Dinge, das iſt unzweifelhaft, betreffen die ſociale Frage; 
handelt es ſich aber um eine nachhaltige Löſung derſelben, fo müſſen 
wir doch etwas tiefer gehen und vor Allem conſtatiren, daß alle jene 
Mißſtände ihren Grund in der Ungleichheit der Vorbedingungen und 
Vorausſetzungen haben, auf denen die ſociale und wirthſchaftliche Exi⸗ 
ſtenz beruht. Es iſt eine Thatſache, die ein Jeder tagtäglich beobachten 
kann, daß es einem großen, ganze Claſſen umfaſſenden Theile der 
Bevölkerung ſehr ſchwer wird, in die allgemeine wirthſchaftliche Con⸗ 
currenz mit Erfolg einzutreten, ja daß dieſen Claſſen gewiſſe, und 
zwar noch keineswegs die höchſten Berufsarten gänzlich verſchloſſen 
bleiben; während andererſeits Viele in der Lage ſind, nicht nur jene 
Concurrenz leicht und erfolgreich zu beſtehen, ſondern auch noch Be⸗ 
ſitzthum zu erwerben und ſomit ſich und ihren Nachkommen ſür die 
Zukunft eine ſorgenfreie Exiſtenz zu ſichern. Einerſeits alſo harter und 
von Generation auf Generation forterbender Kampf um die unentbehr⸗ 
lichſten Mittel zum Leben, andererſeits gutes Ein⸗ und Auskommen, 
das einen mehr oder weniger großen Lebensgenuß, Freude am Daſein 
gewährt; einerſeits Beſchränkung auf gewiſſe Beſchäftigungen niederer 
Gattung, andererſeits freieſte Berufswahl nach Luſt und natürlicher 
Begabung. 

Die bloße Entfeſſelung aller Kräfte und Naturanlagen, die 
conſequent durchgeführte wirthſchaftliche und politiſche Freiheit kann 
dieſe Ungleichheit in der Concurrenz nicht beſeitigen, im Gegentheil, 
die nackte Freiheit für ſich allein muß und wird den Kampf immer 
ungleicher und erbitterter geſtalten. Denn immer werden diejenigen, 
die Ueberlegenen ſein, die ſich die größte Concurrenzfähigkeit verſchaf⸗ 
fen können; dieſe Fähigkeit aber, beſtehe ſie nun bloß in geiſtigem 
Capital oder in materiellem Beſitz oder in Beidem zugleich, iſt ein 
theuerer Artikel und für die armen und ſchlecht ſituirten Elaſſen unter 
den jetzigen Verhältniffen nicht leicht erreichbar. Für die große Maſſe 
gilt der Satz: daß bei einſeitig zunehmender Concurrenzfreiheit es 
den Armen und Ungebildeten immer ſchwerer wird, mit den Inha⸗ 
bern materiellen Beſitzes und höherer Cultur zu concurriren, daß in 


dem Maße, als ſich der Beſitz an Cultur und materiellen Gütern 


auf der einen Seite häuft, auf der anderen Seite die Schwierigkeit 
des Erwerbes und der höheren Bildung zunehmen muß. Denn wir 
müſſen immer bedenken, daß bei unſeren ſocialen Zuſtänden nicht nur 
die todten Güter, ſoudern auch die lebendige Cultur in der Familie 
erblich tft; die Meinung, daß die letztere von der Geſammtheit der 
Menſchen getragen werde und gleichſam epidemiſch allem Menſchli⸗ 
lichen anhafte, iſt eine eben ſo ſchöne Illuſion, als wen wir von Na⸗ 
tionalreichthum u. dgl. ſprechen, während vielleicht drei Viertheile der 
Nation das kläglichſte Daſein friſten. Geſtehen wir es nur: was das 
Privatrecht durch die Erbſchaftsordnung in Betreff der materiellen 
Güter für die Individuen conſtituirt, das leiſtet unſer heutiges Staats⸗ 
und Verwaltungsrecht in Betreff der Eultur; ja die Parallele wird 
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noch enger durch den Umſtand, daß beide, Cultur und materieller Be⸗ 
ſitz, ſich gegenſeitig übertragen und ergänzen, ſo daß bis zu einem 
gewiſſen Grade materieller Beſitz und Cultur einerſeits und Armuth 
und Mangel an Cultur andererſeits identiſche Begriffe ſind und ſich 
gemeinſam vererben. 

Wie können wir nun, fragt ſich Hirth, die Ungleichheit der 
Vorbedingungen der wirthſchaftlichen und ſocialen Exiſtenz paralyſiren? 
Und er antwortet: Durch Cultur und wahre Rechtsgleichheit, für 
deren Beſchaffung der Staat in directer Weiſe zu ſorgen hat. 

Der Staat hat die Aufgabe, den Kampf ums Daſein zu regeln, 
damit dieſer in den Schranken gefitteten Anſtands bleibe und nicht 
in Gewaltthätigkeiten ausarte. Vor Allem gehört dazu, daß der Kampf 
kein allzu ungleicher, daß die Kämpfenden und Strebenden bezüglich 
ihrer Kräfte möglichft Gleiche unter Gleichen fein. Da, wo neben 
freien Staatsbürgern Sclaven, Leibeigene oder Hörige leben, iſt es 
kein unbedingtes Erforderniß, daß die letzteren ihren Herren im Kampfe 
ums Daſein ebenbürtig ſind, ebenſowenig, wie uns unſere Hausthiere; ſie 
ſind Eigenthum ihrer Herren, der Nutzen, den ſie dieſen bringen, geht 
eigentlich den Staat direct nichts an, dem es zunächſt nur darum zu 
thun iſt, daß die freien Bürger unter ſich Frieden und Ordnung 
haben, im Vollgenuſſe der Rechtswohlthaten des Staates bleiben. 
Von dieſem Geſichtspunkte betrachtet, waren allerdings die alten Re⸗ 
publiken trotz der Sclaverei „Culturſtaaten“, ſoweit und ſolange ihre 
„Bürger“ ziemlich gleichmäßig mit einem für jene Zeiten hohen Cul⸗ 
turgrad ausgeſtattet waren. Daß jene Staaten übrigens an der Cul⸗ 
turungleichheit ihrer Inſaſſen zu Grunde gegangen find, thut der 
Richtigkeit dieſer Auffaſſung keinen Eintrag. Der Grundgedanke des 
Chriſtenthums, die Lehre von der Gottkindſchaft aller Menſchen, — 
dieſer Gedanke hat erſt jetzt, nach faſt zwei Jahrtauſenden, ſeine theil⸗ 
weiſe Verwirklichung im Staatsleben gefunden. Ich ſage abſichtlich: 
theilweiſe; da die bloße Aufhebung der rechtlichen Abhängigkeit der 
Hörigen von den Herren, die Gewährung gleicher äußerer Rechte an 
Alle, der Freizügigkeit, der Gewerbefreiheit ꝛc. dazu nicht genügt, um 
die bisher Abhängigen ihres Lebens froher werden zu laſſen. Denn 
überall tritt nun an die Stelle des patriarchaliſchen Schutzes der 
freie Kampf ums Daſein, nach gleichen Regeln zwar, aber wahrlich 
mit ſehr ungleichen Waffen. Die Waffe eben iſt die Cultur! Die 
ſchlecht Bewehrten unterliegen bald und werden in eine Lage gebracht, 
in der ihnen die wirthſchaftliche Sorgloſigkeit des alten patriarchali⸗ 
ſchen Syſtems als ein verlorenes Paradies erſcheint; auch die Wohl⸗ 
meinenden unter den Befitzenden können nicht überall ihren humanen 
Neigungen folgen: die Concurrenz zwingt ſie zur Härte, und nur 
wenigen iſt es vergönnt, als Wohlthäter an Denen zu erſcheinen, gegen 
welche ſie von Staatswegen nicht die geringſten Verpflichtungen haben. 

Von ſocial⸗demokratiſcher Seite wird an den Staat die For⸗ 
derung geſtellt, ganz direct die Exiſtenz der Unbemittelten (alſo nicht 
bloß ihre Erwerbsfähigkeit) durch Staatsunterſtützungen oder 
Staatsinduſtrie zu verbeſſern. Die Bedenken, die gegen dieſe Art von 
Hilfe erhoben werden, ſind hauptſächlich privatrechtlicher Natur, der 
Staat habe nicht das Recht, ſei es direct oder auf dem Wege der 
Steuererhebung, den Privatbeſitz des Einen zu ſchmälern, um den 
Anderen zum Beſitzenden zu machen; indeſſen, genau genommen liegt 
eine ſolche Vermögensübertragung faſt in jeder Beſteuerung zu Staats⸗ 
zwecken, indem aus den Beiträgen der Einzelnen Einrichtungen ge⸗ 
ſchaffen werden, deren Genuß der Geſammtheit und wohl auch einzel⸗ 
nen Kreiſen — wie z. B. die Anlage einer ſtaatlichen Verkehrsſtraße 
ganz beſonders einzelnen Ortſchaften — zu Gute kömmt. Ich glaube 
auch nicht, daß die entſchiedenſten Privatrechtler etwas gegen eine ein⸗ 
malige Staatsſteuer zu Gunſten der ſogenannten arbeitenden Claſſen 
einwenden würden, wenn ſie ſicher wären, das Loos derſelben auf 
die Dauer zu beſſern, für alle oder doch für lange Zeit den ſocia⸗ 
len Frieden herzuſtellen; eben ſo wenig, wie ſie Darlehen oder Ge⸗ 
ſchenke des Staates zur Linderung vorübergehender Nothſtände be⸗ 
kämpfen. Viel ſchlagendere Gründe gegen die künſtliche Aufbeſſerung 
der Exiſtenzen ſelbſt finden wir in humanen und wirthſchaftspolitiſchen 
Erwägungen. Denn es liegt doch auf der Hand, daß eine unſelbſt⸗ 
ſtändige Exiſtenz, wenn man ihr im Uebrigen freien Willen läßt, mit 
ſolchen Unterſtützungen immer neue unwirthſchaftliche Exiſtenzen er⸗ 
zeugen, alſo conſequenterweiſe die Unterſtützungsbedürftigkeit verviel⸗ 
fältigen und vererben wird. Wohin ſoll es führen, wenn man eine große 
ſtädtiſche Fabrikbevölkerung plötzlich in die Lage verſetzt, auf ſolche 
Staatshilfe hin maſſenhaft Ehen zu ſchließen, eigene Haushalte zu 


gründen? Wer garantirt dafür, daß der Staat auch für die nächſte 
Generation aufkommen wird und kann? Es iſt ja ohnedies eine nur 
zu feſtſtehende Thatſache, daß der Leichtſinn in der Eheſchließung und 
Kindererzeugung und die Bildung im umgekehrten Verhältniß wach⸗ 
fen. Dazu kommt noch, daß unſere gegenwärtige Culturpolizei (wenn 
von einer ſolchen überhaupt die Rede iſt) es zuläßt, daß unreife Kin⸗ 
der, ohne jemals eine gediegene Schulausbildung zu erhalten, früh⸗ 
zeitig auf den kargen Erwerb der Eltern ausgehen und ſo den letz⸗ 
teren die Laſt, welche die Kindererziehung in cultivirten Familien mit 
ſich bringt, theilweiſe oder ganz abnehmen. Solche Staatsunterſtützun⸗ 
gen würden alſo einen Uebelſtand auf den anderen pfropfen und Zu⸗ 
ſtände erzeugen, deren Unheil ſich gar nicht ermeſſen läßt. Sie wür⸗ 
den im Princip gerade ſo ſchädlich, wenn auch factiſch noch gefähr⸗ 
licher wie die Schutzzölle, wie jede künſtliche Steigerung der Produc⸗ 
tion wirken. Es ließe ſich wohl ſtatiſtiſch nachweiſen, wie einzelne 
große Fabrikunternehmungen, die ohne künſtliche Machinationen (3. B. 
billiges Geld von den Zettelbanken, Actienſchwindel u. dgl.) niemals 
zu Stande gekommen ſein würden, nicht nur den ſoliden und natur⸗ 
wüchſigen Erwerbszweigen, namentlich der Landwirthſchaft, die beſten 
Kräfte entzogen, ſondern auch eine ganz neue zahlreiche Generation 
veranlaßt und mittelbar den Culturzuſtand eher herabgedrückt als ge⸗ 
hoben haben. Bei der erſchreckend niedrigen Cultur eines ſo großen 
Theils unſerer Mitbürger und der dadurch bedingten Wohlfeilheit der 
die Maſchine erſetzenden Menſchenkraft iſt es ganz begreiflich, daß die 
erſte beſte Baumwollenconjunctur oder ein Schutzzoll oder ein billiges 
Banknotenanlehen einen rapiden Kinderſchub zur Folge hat und den 
Grund zu großen Nöthen in der Zukunft legt. Dasſelbe würde 
mit der Staatsinduſtrie erzielt. Unter Ehrlichen und klar Denkenden 
kann alſo ſicherlich die directe Staatsunterſtützung nicht länger in Be⸗ 
tracht kommen; auch unter den Arbeitern ſelbſt find es nur Irrege⸗ 
leitete, die von dieſer Seite her ſich eine nachhaltige Beſſerung 
ihrer Lage verſprechen. Aber freilich ſoll man nicht immer einzig und 
allein den ärmeren Claſſen das Ungehörige der „Staatshilfe“ vor⸗ 
halten, jo lange dieſe Hilfe von dem Großcapital zwar mit „fittlicher 
Entrüſtung“ perhorrescirt, aber thatſächlich deſto mehr in Anſpruch 
genommen wird. Wie das gemacht wird, iſt ja längſt ein öffentliches 
Geheimniß und konnte auch den Socialdemokraten nicht verborgen 
bleiben, die von ihrem Standpunkte aus nur conſequent verfahren, 
wenn ſie die Staatshilfe in anderer Geſtalt auch für ſich verlangen. 
Ueberhaupt iſt nichts ungerechter, als von den Arbeitern fortgeſetzt ein 
freiwilliges Aufgeben ihres Claſſenſtandpunktes zu erwarten. Wenn von 
Seiten der Regierungen und der beſitzenden und höher eultivirten, d. h. 
der de facto herrſchenden, Claſſen keine ernſtlichen Anſtalten ges 
macht werden, um allen Staatsangehörigen eine höhere Cultur und. 
durchgreifende Rechtsgleichheit zu geben und alſo der Claſſenwirthſchaft 
den Boden unter den Füßen zu nehmen — dann darf man ſich nicht 
wundern, wenn jene Claſſen ſich mit Hilfe des Coalitionsrechtes, d. h. 
des erlaubten Krieges, das zu nehmen ſuchen, was ſie friedlich zu ges 
winnen nicht vermögen. 

Nach der Meinung der Katheder⸗Socialiſten ſoll den Kriegs⸗ 
zuſtand zu beſeitigen die ſchöne Aufgabe einer Reihe gewerbepoltzeilicher 
Maßnahmen fein. Die von dieſer Seite ausgehenden Beſtrebungen, 
die wir ſchlechthin die ſolialiſtiſche Irenik nennen können, gehen von 
den irrthümlichen Vorausſetzungen aus, daß es möglich ſein werde, 
durch „Schiedsgerichte“, „Arbeitsämter“ u. dgl. den äußeren Frieden 
zwiſchen Arbeitgebern und Nehmern dauernd zu begründen, und daß 
es überhaupt gelingen werde, durch Aufbeſſerung ihrer materiellen 
Lage die arbeitenden Claſſen mit ihrem niederen Culturgrad und ihrer 
untergeordneten ſocialen Stellung zu befreunden. Das iſt nun einfach 
Illuſion Dem ſtillen und ſorgfältigen Beobachter kann es nicht ent⸗ 
gehen, daß die tiefgehende ſocial⸗demokratitche Bewegung etwas ganz 
Anderes will, als panem et circenses, etwas viel Höheres, was ihr 
einen idealen Charakter und bleibende Kraft verleiht: die Cultur⸗ und 
Rechtsgleichhett. Wenn einzelne Agitatoren und Verſammlungen, ſchein⸗ 
bar im Widerſpruche mit dieſem Ideale, ſich ablehnend gegen die 
Bildungs⸗ und genoſſenſchaftlichen Beſtrebungen der von Schulze⸗ 
Delitzſch geleiteten Arbeiterkreiſe verhalten, ſo iſt das eben nur eine 


Folge des Kriegszuſtandes und der Parole „Alles oder Nichts“. Ich 


halte dieſe Kampfweiſe weder für klug noch für ſiegverbürgend, aber 
ich verſtehe ihren Sinn und ſehe es eben ſo klar voraus, daß alle 
ſchieds richterlichen u. |. w. Bemühungen keinen Wandel ſchaffen werden. 
Von einem eigentlich richterlichen Eingreifen kann ja überhaupt hier 
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überall nicht die Rede fein, wenn man nicht das freie Vertragsrecht 
bofeitigen will, wodurch man nur zu einem neuen Syſtem der Hörig- 
keit kommen würde. Dies gilt namentlich von den Verſuchen, feſte 
Normen für die Betheiligung der Arbeiter am Unternehmergewinn zu 
finden. Solche Betheiligung, die doch nur einen Sinn hat, wenn ihr 
ebenſo die Theilnahme am Riſico, am möglichen Schaden gegenüber⸗ 
ſteht, läßt ſich unmöglich vorſchreiben oder erzwingen und am wenigſten 
durch ireniſche Rathſchläge und Reſolutionen allgemein einführen. Sie 
kann und wird nur eine Folge friedlicher Vereinbarung ſein können 
und wird im Großen nur dann ins Leben treten, wenn es den 
Arbeitgebern nur unter der Bedingung des Gewinnantheils möglich 
iſt, tüchtige Mitarbeiter zu finden. Der jetzige Claſſenkampf iſt ganz 
und gar nicht dazu angethan, uns der Verwirklichung ſolcher Ideale 
entgegen zuführen. Die Willigkeit der Arbeiter aber, den Kriegszuſtand⸗ 
aufzuheben, wird immer nur ſehr kurze Zeit dauern, immer nur den 
Charakter des Waffenſtillſtandes tragen. Vielmehr wird mit der Auf⸗ 
klärung auch die Unzufriedenheit zunehmen; weit entfernt, dem Zauber⸗ 
ſtabe der Ireniker zu folgen, wird die Claſſencoalition immer weiter 
und tiefer greifen und bald auch die ländlichen Arbeiterbevölkerungen 
erfaſſen, die bisher im Großen und Ganzen noch nicht zu den „Wiſſen⸗ 
den“ gehören. Die ſociale Frage — es kann nicht oft genug wieder⸗ 
holt werden — verlangt zu allererſt eine genügende Antwort darauf, 
wie wir Cultur und Rechtsfähigkeit demokratiſiren, wie wir beide, 
unſeren liberalen Staatsformen gemäß, dem Geringſten unter uns 
zugänglich machen ſollen. Damit eben befaſſen ſich die Eiſenacher 
Mittel zunächſt nicht. N 

Ueberhaupt aber genügt das bloße Vorhandenſein von Miß⸗ 
ſtänden nicht dazu, um die Nothwendigkeit zu beweiſen, ſie äußerlich 
erträglicher zu machen. Vielleicht — man kann ja auch ſo argumen⸗ 
tiren — wäre es beſſer und menſchenfreundlicher, die Lage noch un⸗ 
erträglicher zu geſtalten, um das Uebel mit der Wurzel herauszu⸗ 
reißen. So kann man ſich kaum mit künſtlichen Maßnahmen zur Ab⸗ 
hilfe der Wohnungsnoth befreunden. Man denke doch nur: der Staat 
gibt vollkommenſte Freiheit des Erwerbs und der Niederlaſſung; ein 
großer Theil der auf Tagelohn arbeitenden Bevölkerung verläßt die 
Landwirthſchaft (welche nun an großem Arbeitermangel leidet), um 
das angenehmere Leben der großen Stadt mitzumachen. Bis dahin 
haben die Leute ihre Handlungsweiſe ſelbſt zu verantworten; da kommt 
der Rückſchlag in Form der Wohnungsnoth: nun ſollte man meinen, 
die Leute würden einſehen, daß nicht Alle in der Stadt wohnen 
können, daß die allzuſehr Bedrängten ſich einige Entſagung aufeklegen 
und aufs Land gehen müſſen — ſtatt aber dieſe Einſicht zu beför⸗ 
dern, ſinnt man auf Mittel, damit doch ja kein theures Haupt der 
lieben Stadt verloren gehe. Das ift, gelinde gefagt, Kirchthurm⸗Volks⸗ 
wirthſchaft, ganz abgeſehen davon, daß man mit einem Zuge die natur⸗ 
gemäße Vertheilung der Arbeitskräfte ſtöͤrt, die ſtädtiſche Grundrente 
künſtlich hinaufſchraubt und den Grund zu neuen Wohnungsnöthen 
in der Zukunft legt — lauter Erweiterungen des „Monopols der 
großen Städte“. 

Als radicale Heilmittel bleiben uns alſo, wie geſagt, nur übrig: 
entweder die Wiederherſtellung des patriarchaliſchen Syſtems, d. h. 
die Beſchränkung der. Freiheit, oder ein großartiger Culturſchub mit 
weiterer Rechtsausbildung auf der jetzigen Grundlage. 


Cortſetzung folgt.) 


Mittheilung aus der Praxis. 


Die Bildung von Sectionen für Gemeindewahlen iſt nur derart zu⸗ 

läſſig, daß auch bezüglich der Wahlfectionen an dem Grundſatze 

feſtgehalten werde, daß aus jedem Wahlkörper eine gleiche Anzahl 
von Ausſchußmitgliedern gewählt werde. 


Die dalmatiniſche Statthalterei hat auf Grund des § 17 der 
Gemeinde⸗Wahlordnung beſtimmt, daß die Gemeinde Sp. für die 
nächſten Gemeindewahlen in drei Wahlſectionen zu theilen ſei, indem 
fie hiebei von der Erwägung ausging, daß das Zuſammenſtrömen von 
circa 2500 Wählern auf Einem Punkte bedeutende Verwirrung und 
Zeitverluſt verurſachen, die öffentliche Ruhe und Ordnung, jo wie die 
volle Wahlfreiheit durch die Umtriebe einiger Wähler leicht gefährden 
könnte, ferners daß mehrere Ortſchaften von Sp. 11 Miglien weit 


entfernt find und daß mit Rückſicht auf die angeführten Umſtände 
auch im Jahre 1865 drei Wahlſectionen gebildet wurden und es ſich 
um eine Gemeinde von großer Ausdehnung und ſtarker Bevölkerung 
handelt. Die Statthalterei hat die Eintheilung der Wahlen in die 
drei Wahlſectionen derart angeordnet, daß in der erſten Section im 
erſten Wahlkörper 12, im zweiten und im dritten Wahlkörper je 6, 
ſodann in der zweiten und dritten Wahlſection bei Feſtſtellung von nur 
je zwei Wahlkörpern in jeder dieſer Sectionen je drei Ausſchußmit⸗ 
glieder aus jedem Wahlkörper gewählt werden, ſo daß in Summe 
aller drei Wahlſectionen 18 Gewählte auf den erſten, 12 auf den 
zweiten und 6 auf den dritten Wahlkörper entfielen. Dieſe Ungleich⸗ 
heit der Vertheilung namentlich bezüglich des erſten Wahlkörpers der 
erſten Section geſchah von der Statthalterei aus dem Grunde, um 
dadurch die durch die Bildung von Sectionen eingetretene Verſchiebung 
der Wähler auszugleichen. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung ergriff jedoch der Ge⸗ 
meindevorſtand von Sp. den Miniſterialrecurs, die Theilung der Ge⸗ 
meinde in Wahlſectionen ankämpfend. 1 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 6. Juni 1873, 
3. 4538 der Berufung der Gemeinde Sp., inſoferne fie die Tbeilung 
in Wahlfectionen betraf, keine Folge gegeben, hingegen die Statthal⸗ 
terei⸗Entſcheidung im Hinblicke auf die Beſtimmungen der §§ 13 
und 16 der dalmat. Gemeinde⸗Wahlordnung abgeändert und ausge⸗ 
ſprochen, daß für jede Wahlſection drei Wahlkörper zu bilden und 
von jedem Wahlkörper eine gleiche Anzahl von Mitgliedern des Ge⸗ 
meinderathes zu wählen find; daher in der erſten Wahlſection jeder 
Wahlkörper acht, in der zweiten und dritten Wahlſection aber jeder 
Wahlkörper zwei Gemeinderathsmitglieder zu wählen hat. Kr 
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